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Gespräche werden Chefsache
EU Die EU will mit der Schweiz nicht 
über die Personenfreizügigkeit verhan-
deln. Doch zu «Konsultationen» hat sich 
Kommissionspräsident Jean- Claude 
Juncker letzte Woche bereit erklärt. 
Diese Woche hat er nun Richard Szos-
tak damit betraut, ein Mitglied seines 
Kabinetts, wie gestern bekannt wurde. 
Zuvor hatte der Auswärtige Dienst der 
EU die Beziehungen zur Schweiz punk-
to Personenfreizügigkeit betreut.

Gutes oder schlechtes Zeichen?
Nun macht Juncker das Thema zur 

Chefsache. Das ist ein positives Zei-
chen für die Schweiz und ihren Ver-
handlungsführer, Staatssekretär Mario 
Gattiker. Bisher haben sich die beiden 
nicht getroffen, und es ist davon aus-
zugehen, dass künftige Treffen unter 
grösster Diskretion stattfinden werden.

Mit der neuen Zuständigkeit wird 
die Diskussion für die Schweiz indes 
nur wenig vereinfacht. Denn auch 
Junckers Mann muss seine Haltung 
mit dem Auswärtigen Dienst der EU 
einerseits und den Mitgliedsländern 
andererseits abstimmen. Seine Ver-
gangenheit verheisst zudem nichts 
Gutes für die Schweiz: Szostak arbei-
tete zuvor im Team der früheren Lu-
xemburger EU-Kommissarin Viviane 
Reding, welche als europäische Hard-
linerin gilt und die Schweiz für die 
Masseneinwanderungsinitiative scharf 
kritisiert hat. Hinzu kommt, dass Szos-
tak aus Polen stammt. Für die Polen 
ist die Personenfreizügigkeit besonders 
wichtig. Gerade in Grossbritannien 
wird Kritik daran oft mit einem Un-
behagen über die grösste EU-Einwan-
derergruppe, die Polen, verbunden.

Wie diese Debatte in Grossbritan-
nien weitergeht, könnte auch den 
Verlauf der Konsultationen zwischen 
der Schweiz und der EU beeinflussen. 
Nach den britischen Wahlen im Mai 
dürfte die neue Regierung von Brüssel 
Anpassungen der Personenfreizügig-
keit fordern. Dabei wird es um schär-
fere Regeln bei Sozialhilfe, Arbeitslo-
senunterstützung oder anderen finan-
ziellen Hilfen vom Staat gehen. 
Möglicherweise könnte die Schweiz 
auf diesen Zug aufspringen und eini-
ge Zugeständnisse herausholen. Diese 
werden allerdings kaum so weit gehen, 
wie es die Masseneinwanderungsini-
tiative in der Schweiz verlangt.

EU bleibt weiter hart
Die EU werde sowohl den Gesetzes-

entwurf als auch die neuen flankie-
renden Massnahmen «detailliert unter-
suchen in Bezug auf ihre Vereinbarkeit 
mit dem Personenfreizügigkeitsab-
kommen zwischen der EU und der 
Schweiz», sagte gestern Maja Kocijan-
cic, Sprecherin des Auswärtigen 
Diensts der EU-Kommission. «Die EU 
erwartet, dass die Schweiz ihre Ver-
pflichtungen aus diesem Abkommen 
einhält.» Zu Verhandlungen äusserte 
sie sich nur knapp: «Die EU hat keine 
Anfrage für Neuverhandlungen von 
den Schweizer Behörden erhalten mit 
Ausnahme jener vom Juli 2014, die die 
frühere Aussenbeauftragte Catherine 
Ashton negativ beantwortet hat.» Wie 
bei jener Antwort gelte weiterhin, dass 
die EU nicht über Kontingente und 
Inländervorrang verhandeln werde.

FABIAN FELLMANN, BRÜSSEL 
nachrichten@luzernerzeitung.ch

Bundesrat erntet von allen Seiten Kritik 
REAKTIONEN Parteien und 
Wirtschaft zerzausen die 
 Vorschläge zur Umsetzung 
der Zuwanderungsinitiative. 
Die Kommentare reichen von 
«Black Box» bis «mutlos».

EVA NOVAK 
eva.novak@luzernerzeitung.ch

Kaum war die Katze aus dem Sack, 
prasselte von links bis rechts Kritik auf 
den Bundesrat herab. Die Parteien zer-
rissen seinen Plan, wie er die Zuwande-
rungsinitiative umsetzen will, in der Luft. 
SVP-Präsident Toni Brunner sprach 
gegenüber der Nachrichtenagentur SDA 
von einer «Schlaumeierei»: Die Landes-
regierung gebe nur vor, mit der EU ver-
handeln zu wollen, spiele aber auf Zeit. 
Die SVP bereite nun ihre bereits ange-
kündigte Durchsetzungsinitiative vor. 

Die CVP nannte den Bundesrat «mut-
los». «Er begrenzt zwar die Zuwande-
rung, sagt aber nicht, wie er die Be-
dürfnisse jener Branchen decken will, 
die einen grossen Bedarf an hoch qua-
lifizierten Arbeitskräften haben», mo-
nierte der Zuger CVP-Nationalrat Ger-
hard Pfister. Das Parlament werde da 
noch starke Änderungen vornehmen 
müssen. 

Die grüne Co-Präsidentin Regula Rytz 
bezeichnete die Vorschläge der Landes-
regierung als «Black Box». Vor dem 
Hintergrund des starken Frankens er-
weise man der Wirtschaft damit einen 
Bärendienst, gab der Luzerner GPS-
Nationalrat Louis Schelbert zu beden-
ken: «Ich verstehe nicht, warum der 
Bundesrat eine Vorlage bringt, welche 
die bilateralen Verträge gefährdet.»

Zu langsam auf gutem Weg
Lob bekam der Bundesrat von FDP 

und SP. Allerdings nur teilweise. Man 
unterstütze die Bemühungen, den Ver-
fassungstext korrekt umzusetzen und 

den Volkswillen zu respektieren, schrieb 
die FDP in einer Mitteilung. Der Bun-
desrat sei auf einem guten Weg, erläu-
terte der freisinnige Zuger Ständerat 
Joachim Eder, müsse aber in verschie-
denen Bereichen vorwärtsmachen, ohne 
das Ende der Umsetzung abzuwarten. 
«Das inländische Potenzial sollte man 
sofort nutzen», gab er zu bedenken. 
Zudem solle man die Zuwanderung aus 
Drittstaaten rasch begrenzen und Asyl-
bewerber aus sicheren Ländern be-
schleunigt zurückführen. 

Reform im Innern verschlafen
Die SP wiederum hielt dem Bundes-

rat zugute, das richtige Vorgehen ge-
wählt zu haben. Zuerst mit der EU zu 
verhandeln, sei der einzig mögliche Weg. 
Die nötigen innenpolitischen Reformen 
hingegen habe der Bundesrat verschla-
fen. Fraktionschef Andy Tschümperlin 
vermisste nicht nur konkrete Massnah-
men, wie man das inländische Potenzial 
besser ausschöpfen kann. Es brauche 
auch Geld für eine Bildungsoffensive. 

«Und es braucht Gesamtarbeitsverträge 
in allen Branchen, damit die Arbeite-
rinnen und Arbeiter darauf vertrauen 
können, dass ihr Arbeitsplatz in diesem 
Land nicht gefährdet ist», forderte der 
Schwyzer Nationalrat. 

Für die Wirtschaft zu starr 
Der Bundesrat habe sich zu wenig auf 

die Bedürfnisse des Arbeitsmarktes aus-
gerichtet, kritisierten die Wirtschaftsver-
bände. Der Dachverband Economie-
suisse bekräftigte seine Forderung nach 
einer Schutzklausel. Auf der Grundlage 
starrer Kontingente und eines strikten 
Inländervorrangs könne mit der EU 
keine Lösung gefunden werden. Es sei 
unverständlich, dass der Bundesrat den 
expliziten Spielraum in der Verfassung 
nicht nutze und die Wirtschaftsverträg-
lichkeit nicht berücksichtigt habe. 

Gemäss dem Verband für die Maschi-
nen-, Elektro- und Metallindustrie 
(Swissmem) sind mit dem Vorschlag des 
Bundesrates die bilateralen Verträge in 
Frage gestellt. Von einem «riskanten 

Weg» spricht auch der Schweizerische 
Arbeitgeberverband. Der Schweizerische 
Gewerkschaftsbund pocht darauf, dass 
in den Verhandlungen der Schutz vor 
Lohndumping und schlechten Arbeits-
bedingungen garantiert bleiben müsse. 
Die Gewerkschaft Unia will nicht akzep-
tieren, dass Kontrollen von Lohn- und 
Arbeitsbedingungen weitgehend ent-
fallen sollen, wenn Mangel an Fach-
kräften herrscht. «Das öffnet dem Miss-
brauch Tür und Tor.» 

Streitpunkt Kurzaufenthalter
Vehement wenden sich zahlreiche 

Verbände – vom Gewerbeverband über 
Baumeisterverband und Hotellerie suisse 
bis zum Bauernverband – gegen den 
Vorschlag, Kurzaufenthalte zwischen 
vier und zwölf Monaten zu kontingen-
tieren. Die Landwirtschaft brauche bis 
zu 35 000 solcher Arbeitskräfte, die im 
Inland praktisch nicht zu gewinnen 
seien. Deshalb müsse man den Inlän-
dervorrang pragmatisch anwenden, 
 fordert der Schweizer Bauernverband.

«Ich habe gestern mit Jean-
Claude Juncker telefoniert, 

das ist kusstechnisch 
absolut sicher.»

BUNDESPRÄSIDENTIN SIMONETTA 
SOMMARUGA ERÖFFNETE GESTERN MIT 
DIESEN WORTEN DIE PRESSEKONFERENZ

«Die EU erwartet, dass 
die Schweiz ihre 
Verpflichtungen 

einhält.»
REAKTION VON MAJA KOCIJANCIC, 

SPRECHERIN DES AUSWÄRTIGEN 
DIENSTES DER EU-KOMMISSION

«Ich verstehe nicht, 
warum der Bundesrat 
eine Vorlage bringt, 

welche die bilateralen 
Verträge gefährdet.»
REAKTION VON LOUIS SCHELBERT, 
LUZERNER GRÜNE-NATIONALRAT

«Der Bundesrat sagt 
nicht, wie er die 

Bedürfnisse 
verschiedener Branchen 

decken will.»
REAKTION VON GERHARD PFISTER, 

ZUGER CVP-NATIONALRAT

«Man kanns nicht über 
Nacht so hinrichten ... 
ähm, herrichten, wie 

man möchte.»
EIN VERSPRECHER VON BUNDESRAT 

JOHANN SCHNEIDER-AMMANN AN DER 
GESTRIGEN PRESSEKONFERENZ. 

Blocher: «Der Bundesrat hat schon kapituliert»
Christoph Blocher, der Bundesrat 
führt Kontingente und den Inländer-
vorrang ein, wie von der SVP-Initia-
tive verlangt. Sind Sie zufrieden?

Christoph Blocher: Der Bundesrat hat 
gestern jene Umsetzungsvariante prä-
sentiert, die man erwarten konnte. Sie 
orientiert sich am System der Kontin-
gente und des Inländervorrangs, wie wir 
ihn zwischen 1970 und 2007 kannten. 
Allerdings hat der Bundesrat für den 
Bezug von Sozialversicherungsgeldern 
keine längeren Wartefristen definiert. 
Auch den Familiennachzug hat er nicht 
eingeschränkt. Da müssen wir in der 
Vernehmlassung Gegensteuer geben.

Bundesrätin Sommaruga sieht sich 
unter Zeitdruck. Wäre es nicht hilf-
reich, der Bundesrat hätte mehr Zeit 
als bis Februar 2017, die Personen-
freizügigkeit neu zu verhandeln?

Blocher: Nein. Erstens hätte der Bundes-
rat den gleichen Umsetzungsvorschlag 
schon im letzten Juni vorlegen können. 
Zweitens braucht man nur ein bestehen-
des Konzept aus der Schublade zu zie-
hen. Und drittens soll der Bundesrat 
jetzt endlich vorwärtsmachen und die 
Zuwanderung beschränken, wie es das 
Volk beschlossen hat. Wenn er nach 
längeren Fristen ruft, zeigt dies nur, dass 
er dem Volkswillen möglichst lange nicht 
Rechnung tragen will. 

Trauen Sie dem Bundesrat erfolg-
reiche Verhandlungen zu?

Blocher: Der Bundesrat hat schon kapi-
tuliert und gestern abermals betont, dass 
für ihn der Wegfall der bilateralen Ver-
träge unter keinen Umständen in Frage 
kommt. Strategisch ist das völlig falsch.

Wieso?
Blocher: Bei dieser Ausgangslage kann 
die EU der Schweiz drohen, sie lasse 
die Bilateralen im Falle einer Kündigung 
der Personenfreizügigkeit fallen, auch 
wenn die Länder dies gar nicht wollen. 
Und schon knickt der Bundesrat ein, 
obwohl er jetzt so tut, als setze er den 
Volkswillen um. In dieser Zeit wird die 
Zuwanderung weiterhin steigen. Allein 
letztes Jahr kamen wieder mehr als 
80 000 Personen, die hier bleiben!

Soll der Bundesrat die Personenfrei-
zügigkeit kündigen, wenn die Ver-
handlungen über eine Anpassung im 
Sinne der SVP-Initiative scheitern?

Blocher: Ja natürlich: Wenn die 
EU eine Anpassung der Per-
sonenfreizügigkeit nicht 
akzeptiert, muss der Bun-
desrat die Kontingente 
und den Inländervorrang 
durchsetzen und das Ab-
kommen kündigen. 

Dann fällt die Guilloti-
ne, und die ganzen Bi-
lateralen I sind nichtig.

Blocher: Das glaube ich 
nicht. Grundsätzlich gilt aber: 
Der Nachteil einer jährli-
chen Zuwanderung 
von 80 000 
Personen 

mit all ihren Folgekosten für die Infra-
struktur und die Sozialversicherungen ist 
gravierender als der allfällige Wegfall der 
Bilateralen. Das will die EU aber nicht.

Wirtschaftsminister Johann Schnei-
der-Ammann sieht das anders. Wer 
die Bedeutung der Bilateralen für 
die Wirtschaft kleinrede, der spiele 
mit dem Feuer.

Blocher: Ich bin nicht gegen die Weiter-
führung der bilateralen Verträge. Ihre 
Bedeutung wird jedoch massiv über-
schätzt. Ich bin überzeugt: Die EU wird 
nicht auf diese Abkommen verzichten 
wollen. Sie hat kein Interesse daran, 
wieder tarifäre Handelshemmnisse ein-

zuführen und Maschinen bei der 
Einfuhr in die Schweiz zwei-

fach zertifizieren zu lassen. 
Sie will weiterhin mit ihren 

Lastwagen ungehindert 
durch den Gotthard bret-
tern können. Der Bun-
desrat soll endlich den 
Volkswillen durchsetzen!

INTERVIEW KARI KÄLIN
kari.kaelin@luzernerzeitung.ch
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